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Bonn, den 27. November 1968 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.; Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Rechtsangleichung in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates zur vierten Änderung der Richt- 
linie des Rates vom 5. November 1963 zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für konservie- 
rende Stoffe, die in Lebensmitteln verwendet werden dürfen 

eine Richtlinie des Rates zur dritten Änderung der Richt- 
linie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten für färbende Stoffe, die in Lebensmitteln 
verwendet werden dürfen. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 14. Novem- 
ber 1968 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften übermittelt worden. 

Eine Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Eine Begründung war den Kommissionsvorschlägen nicht bei- 
gefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Brandt 
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Postfach 821, Goethestrkße 54, Tel. 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
zur vierten Änderung der Richtlinie des Rates 
vom 5. November 1963 zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten für konservierende Stoffe, 
die in Lebensmitteln verwendet werden dürfen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 5 Buchstabe a und Artikel 11 Ab- 
satz (2) der Richtlinie des Rates vom 5. November 
1963 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten für konservierende Stoffe, die in Lebens- 
mitteln verwendet werden dürfen ^), mußten die Mit- 
gliedstaaten spätestens vier Jahre nach Bekanntgabe 
der Richtlinie die Verwendung bestimmter konser- 
vierender Stoffe, linsbesondere der Ameisensäure 
und ihrer Salze sowie der Borsäure und ihrer Salze 
verbieten; dieses Verbot muß vor Ablauf eines wei- 
teren Jahres wirksam werden. 

Die für die Ameisensäure und ihre Salze durch- 
geführten wissenschaftlichen und tedinischen Unter- 
suchungen konnten bis heute nicht abgeschlossen 
werden; um säe zu Ende zu führen, ist eine zusätz- 
liche Frist erforderlich. 

Es ist deshalb angebracht, daß die betroffenen Mit- 
gliedstaaten ermächtigt werden, die Anwendung des 
Verbotes von Ameisensäure und ihren Salzen hin- 
auszuschieben, um in der Zwischenzeit alle zu deren 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 12 
vom 27. Januar 1964, S. 161/64 


endgültiger Beurteilung notwendigen Angaben er- 
halten zu können. 

Borsäure und ihre Salze werden in bestimmten 
Ländern laufend für die Haltbarmachung von unge- 
salzenem Kaviar verwendet; trotz der hierzu durch- 
geführten Untersuchungen' steht den Anwendern 
noch kein Ersatz zur Verfügung. 

Es erscheint deshalb erforderlich, ihnen eine zu- 
sätzliche Frist einzuräumen, indem den Mitglied- 
staaten, die dies wünschen, gestattet wird, das 
Inkrafttreten des Verbotes von Borsäure und ihren 
Salzen auszusetzen — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

In Artikel 11 Absatz (2) der Richtlinie des Rates 
vom 5. November 1963 wird folgender Satz angefügt: 
„Hinsichtlich Ameisensäure und ihrer Salze sowie 
Borsäure und ihrer Salze brauchen die geänderten 
Rechtsvorschriften jedoch erst ab 1. Januar 1970 an- 
gewendet zu werden." 

Artikel 2 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
zur dritten Änderung der Richtlinie des Rates 
zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 

für färbende Stoffe, 

die in Lebensmitteln verwendet werden dürfen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Gemäß Artikel 2 und 12 Absatz (2) der Richtlinie 
des Rates vom 23. Oktober 1962 zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten für fär- 
bende Stoffe, die in Lebensmitteln verwendet wer- 
den dürfen^), geändert durch die Richtlinie des 
Rates vom 25. Oktober 1965 2), mußten die Mitglied- 
staaten spätestens am 31. Dezember 1967 die Ver- 
wendung bestimmter färbender Stoffe, insbesondere 
von Sulfoniertem Orcein verbieten; dieses Verbot 
muß vor Ablauf des Jahres 1968 wirksam werden. 

Die für Sulfoniiertes Orcein durchgeführten wis- 
senschaftlichen Untersuchungen konnten bis heute 
nicht abgeschlossen werden; um sie zu Ende zu füh- 
ren, ist eine zusätzliche Frist erforderlich. 

0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 115 
vom 11. November 1962, S. 2645/62 
“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 178 
vom 26. Oktober 1965, S. 2793/65 


Es ist deshalb angebracht, daß die betroffenen 
Mitgliedstaaten ermächtigt werden, die Anwendung 
des Verbots von Sulfoniertem Orcein hinauszuschie- 
ben, um in der Zwischenzeit alle zu dessen end- 
gültiger Beurteilung notwendigen Angaben erhalten 
zu können — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

In Artikel 12 Absatz (2) der Richtlinie des Rates 
vom 23. Oktober 1962, geändert durch Artikel 1 Ab- 
satz (4) der Richtlinie des Rates vom 25. Oktober 
1965, wird folgender Satz angefügt: 

„Hinsichtlich Sulfoniertem Orcein brauchen die ge- 
änderten Rechtsvorschriften jedoch erst ab 1. Januar 
1970 angewendet zu werden." 

Artikel 2 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 



